
  

 

 

 

Merkblatt  
Kommunal inventarisierte Objekte 
Schutzabklärung und Baueingabe 

 
Der Gemeinderat Marthalen hat im Rahmen der gesetzlichen Pflicht vor längerer Zeit ein In-
ventar über potenzielle Schutzobjekte erstellen lassen. In Ellikon und Marthalen sind seither 
rund 210 Gebäude inventarisiert. Ist ein Haus oder eine Scheune inventarisiert, heisst das 
noch nichts anderes, als dass vermutet wird, dass es sich um etwas Schützenswertes handelt. 
Ob das Gebäude tatsächlich schützenswert ist, wird erst abgeklärt, wenn ein Umbau geplant 
ist, allenfalls auch wenn im Zuge eines Liegenschaftenverkaufs Gewissheit über den Schutz-
umfang gewünscht ist. Marthalen und Ellikon sind zudem im Inventar der schutzwürdigen Orts-
bilder von überkommunaler Bedeutung (KOBI). Dies hat zur Folge, dass bei Bauvorhaben in 
der Kernzone das Amt für Raumentwicklung (ARE) bei allen nach Aussen wirksamen baulichen 
Veränderungen mitentscheidet. Handelt es sich um eine Liegenschaft mit Personaldienstbar-
keit zu Gunsten der kantonalen Denkmalpflege (sogenanntes PD-Objekt) muss die kantonale 
Denkmalpflege beigezogen werden.  
 

Allgemein verbindliche Rechtskraft besitzen nur Erlasse einer Behörde, Gesetze und Verord-
nungen. Das vorliegende Merkblatt ist eine Dienstleistung der Gemeinde Marthalen und hat 
informativen Charakter.  

 
Von der Idee eines Umbauvorhabens bis zur Baubewilligung kurz erklärt: 
 

Grund für Schutz- 
abklärung / Provo- 
kationsbegehren 

 Der Grundeigentümer eines inventarisierten Objektes äussert Bau-
absichten (z. B. Umbau). Bevor das Baugesuch durch das Bauamt 
respektive die Baubehörde weiterbehandelt werden kann, ist ein 
Entscheid zu fällen, ob und welche dauernden Schutzmassnahmen 
anzuordnen sind. Der Grundeigentümer stellt dafür schriftlich ein so-
genanntes Provokationsbegehren und verlangt damit ausdrücklich 
einen förmlichen Schutzentscheid. Tut er dies nicht, wäre eine Bau-
bewilligung mit der Begründung der Inventaraufnahme und der feh-
lenden «denkmalpflegerischen Baureife» zu verweigern.  
 

Lediglich bei Bauvorhaben mit untergeordneten baulichen Verände-
rungen kann ein projektbezogener Schutzentscheid eine Alternative 
zu einer umfassenden Schutzabklärung sein. Ob solch ein kleiner 
Eingriff vorliegt, wird anlässlich einer Projektbesprechung mit allfäl-
ligem Augenschein vor Ort geklärt.  
 

Inventareröffnung 
 

 Die Baubehörde eröffnet in der Folge das Inventar. Die Inventarer-
öffnung ist mit vorsorglichen Schutzmassnahmen für die Dauer von 
einem Jahr verbunden. Dies bedeutet, dass in der Abklärungszeit 
noch nicht mit einer Bautätigkeit begonnen werden darf. 
 
 
 
 
 

 

 



 

 

Haben Sie Fragen zum Verfahren?  
Das Bauamt Marthalen (bauamt@marthalen.ch / 052 305 44 51) berät Sie gerne. 
 
 

Marthalen, 15. Januar 2024 

Schutzabklärung  Durch den Fachberater Denkmalpflege der Gemeinde erfolgt die 
Schutzabklärung. Das bauhistorische Gutachten ist wissenschaft-
lich objektiv auszuarbeiten und gibt Auskunft über Fragen wie: 
 

• Welche Gründe und Merkmale (insbesondere bauliche und ge-
schichtliche Aspekte) sprechen für ein schützenswertes oder er-
haltenswertes Schutzobjekt und welche dagegen? 
 

• Welche Bauteile umfasst der Schutzumfang der Liegenschaft? 
 

Die Abklärung wird durch die Gemeinde finanziert. Die Grundeigen-
tümer erhalten ein Exemplar des Schutzwürdigkeitsberichts, wel-
cher eine Fülle an historischen Informationen enthält.  
 

Erstellung 
Vertrag / Verfügung 

 

 Sofern gestützt auf das Gutachten und erfolgter Interessensabwä-
gung durch die Baubehörde die Schutzwürdigkeit bejaht wird, ist in 
einem nächsten Schritt – basierend auf dem Gutachten – ein Vertrag 
zwischen Grundeigentümer und der Gemeinde auszuarbeiten. So-
fern sich die Gemeinde mit dem Grundeigentümer nicht über den 
Schutzumfang einigen kann, besteht die Möglichkeit, das inventari-
sierte Objekt mittels Verfügung «hoheitlich» unter Schutz zu stellen. 
 

Schutzentscheid 
und Publikation 

 

 Der Schutzentscheid (Vertrag oder Verfügung) ist mit Rechtsmittel 
zu publizieren. Gegen den Entscheid der Unterschutzstellung kön-
nen neben dem betroffenen Grundeigentümer auch Dritte (z. B. Zür-
cher Heimatschutz) rekurrieren. Der rechtskräftige Schutzentscheid 
ist schliesslich im Grundbuch anzumerken.  
 

Ausarbeitung Umbau-
projekt mit behördlicher 

Beratung 

 Auf Grundlage des Schutzentscheides wird das Umbauprojekt aus-
gearbeitet. Im Rahmen der Vorprüfung begleiten die Baubehörde 
und der kantonale Ortsbildschutz die Projektentwicklung. Das Ziel 
des Gemeinderates ist, dass das Umbauprojekt das private Inte-
resse an modernen Wohnkomfort erfüllt, das öffentliche Interesse 
am Denkmal gewahrt ist und eine möglichst rekurssichere Baube-
willigung in Aussicht gestellt werden kann.  
 

Einreichung Baugesuch  Das Bauvorhaben ist zu publizieren und öffentlich aufzulegen. Wäh-
rend der 20-tägigen Auflagefrist können Dritte die Unterlagen einse-
hen und die Zustellung des Baurechtsentscheids verlangen. Nur wer 
den Baurechtsentscheid verlangt, ist später zum Rekurs legitimiert. 
 

Prüfung Bauvorhaben  Bei unter Schutz gestellten Objekten klärt die Baubehörde – ergän-
zend zur baurechtlichen Prüfung – mit dem Fachberater Denkmal-
pflege, ob das Bauvorhaben dem Inhalt des Vertrags oder der Ver-
fügung entspricht. Sofern sich eine Verletzung des Schutzumfangs 
abzeichnet, ist mit der Bauherrschaft nach Alternativen zu suchen 
und das Projekt entsprechend abzuändern. Zudem wird das Bauge-
such durch die kantonalen Stellen geprüft und beurteilt. 
 

Baurechtsentscheid 
 

 Nach Abschluss der erforderlichen Prüfungen und Beurteilungen er-
lässt die Baubehörde einen Baurechtsentscheid mit entsprechen-
den Auflagen. Der Baurechtsentscheid wird auch Dritten zugestellt, 
die den Baurechtsentscheid im Rahmen der Auflage verlangt haben. 
 

Bauausführung 
 

 Sobald die Baubewilligung rechtskräftig ist und die vor Baufreigabe 
erforderlichen Auflagen erfüllt sind, kann mit dem Bau gestartet wer-
den.  


